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Beigeladenen und
Verkündet { f

.
Revisionsklägerin,

am 27. Mai 1964
. _ . _ _ . _ . _
Beklagten,

g e g_e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung von 27° Mai 1964, an der
mitgewirkt haben

‘ Senatspräsident Dr„ B e r n d t
als Vorsitzender,

‘ Bundesrichtér Dr° K l ä B und

Bundesrichter Dr, K r e b s
als weitere Berufsrichter,

Bündessozialrichter G r a e f und

Bundessozialrichter N e u w a l d

— als ehrenamtlichc Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision der beigeladenen Bundesanstalt für

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenvcrsicherung

gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden—

Yürttemberg vom 13. Dezember 1961 wird zurück-

gewiesen„

Die Beigeladene hat die außergerichtlichen Kosten

des Klägers zu erstatten„
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Der 1915 gehörene Kläger war Berufsoffizier; nach dem
Zusammenbruch arbeitete er seit Jahren in seinem erlernten

Zivilberuf als Schreinermeister in der Schweiz. Mit Bescheid;

vom 29° November 1954 stellte das Regierungspräsidium
Südbaden seine Rechtsstellung als die eines Beamten zur
Wiederverwendung (Leutnant a.D„) auf Grund der Vorschriften
des Gesetzes zu Art° 131 des Grundgesetzes (G 131) fest und
teilte ihm die Höhe seiner Versorgungsbezüge (Übergangs-

gehalt) mit° Im August 1958 beantragte der Kläger bei der
beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) Müllheim/Baden

die Befreiung ten der Arbeitslosenversicherung, weil er im

Falle der Arbeitslosigkeit Anspruch auf Versorgung nach dem

G131haba. ' ' '
Die Beklagte holte wegen

der grundsätzlichen Bedeutung

der einschlägigen Rechtsfragen von der beigeladenen Bundes— '

anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

(BfArb) und von dem Verband der 0rtskrankenkasssn in Lahr

Stellungnahmen ein„ Letzterer vertrat die Auffassung, der

Kläger könne als Grenzgänger nicht der Vergünstigung nach

5 73 des G 131 Verlorengeheh, denn das dort verankerte
Recht auf Befreiung von der Versicherungspflieht erstreeke

sich nicht nur auf die Renten- und Krankenversieherung,

sondern auch auf.die Arbeitslosenversieherung° Die beigele-

dene BfArb war dagegen der Ansicht, da ein Grenzgänger in

der Bundesrepublik weder kranken— noch angestelltenvcrsiche—
rungspfliehtig sei, könne er nicht von der Versicherungs—

pilieht befreit werden; er unterliege deshalb der Arbeits—
losenversicherungspi‘lieht°

‘Daraufhin forderte die Beklagte (Schreiben vom 5. Februar

1959) den Kläger auf, Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
ab 1„ Juli 1958 zu zahlen° Dessen Gegenvorstellungen
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wurden als Widerspruch angesehen und zurückgewiesen

(Widerspruchsbescheid vom 31. März 1959)"

Auf Klage hin hob das Sozialgericht (SG) den angefochtenen

Bescheid-auf und stellte fest, daß der Kläger seit dem

1° April 1951 versicherungsfrei zur
Arbeitelosenversiche—

rung sei° InzWischen hatte die BfArb ihre Beiladung gemäß

5 75 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) betrieben, die durch
EeSchluß des SG vom 3. September 1959 erfolgte° Die Beru—

fung der Beigeladenen wurde vom Landessozialgericht (LSG)

Baden-Württemberg (Urteil v0m 13° Dezember 1961) zurück—

gewiesen° Zwar sei es
zweifelhaft, ob die Versicherungs—

,
freiheit des Klägers in der Arbeitslosenversicherüng '

sich unmittelbar aus @73 Abs„_1 Satz 1 Halbsatz 1 des
G 131 ercebe, weil der Begriff Sozialversieherung nach

dem herkömmlichen Sprachgebrauch die Arbeitslosenversiche—

rung im allgemeinen nicht mit einschließe. Diese Frage

körne jedoeh offenbleiben, denn das angefochtene Urteil

sei mit anderer Begründung zu halten. 5 1 der Grenz-

gängerverordnung sehe eine.Versicherungspflicht in der

Arbeitslosenversieherung auch in Fällen vor, in denen

eine Kranken— oder Angestelltenvérsicherungspflicht nach

deutschem Recht nicht bestehe; dann nämlich, wenn eine
vergleichbare Beschäftigung des Grenzgängers im Inlande
versieherungspflichtig wäre° Ein solCher Ausnahmefall
liege jedoch hier nicht vor„ Es könne nicht angenommen
werden, daß der Kläger bei einer gleichartigen Beschäf—I‘

"tigung im Inland einen Antrag auf Befreiung nicht gestellt

hätte° Für einen Beamten z.Wv.‚ der Anspruch auf_Übergangs—

gehalt habe, bedeute die gesetzliche Krankenversicherung

eine unnötige wirtschaftliche Belastung; Wäre der Kläger

als Sehreinermei3ter im Inland beschäftigt, hätte er
_mit aller Wahrscheinlichkeit innerhalb der Frist des, »

5,73 Abs° 1 Satz 2 des G 131 die Befreiung von der Kranken—
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[I°

versicherungspflicht beantragt. Seine Beschäftigung wäre

danach im Inland-gemäß @ 56 des Gesetzes über Arbeits—

vermittlung und Arbeitslesenversicherung (AVAVG) nicht
versicherungspflichtig; deshalb entfalle nach 5 1 der

Grenzgängerverordnung ebenfalls die Versieherungspflicht

zur
Arbeitslosenversieherungc Die Beigeladenc sei aller-

dings der Ansicht, eine nur auf Antrag eintretende

Befreiung müsse unberücksichtigt bleiben und es sei ledig-

lich darauf abzustellen, ob kraft Gesetzes Versicherung»-

'freiheit bestehe. Eine solche einschränkende Auslegung

ergebe sich jedoch nicht aus 5 1 der Grenzgängervcrord—

nung; sie sei auch sachlich nicht gerechtfertigt, Ein

Bedürfnis für eine Versicherung gegen_Arbeitslosigkeit

bestehe bei einem Beamten z.Wv mit Anspruch auf Übergangs—

gehalt, der sich bei einer Beschäftigung im Inland wahr-

scheinlich von der Krankenversicherungspflicht befreien

ließe, ebensowenig wie für einen Arbeitnehmer, der bereits

kraft Gesetzes versicherungsfrci sei° Der Kläger müsse

daher wie ein im Inland beschäftigter Beamter z.\'iv° be-

handelt werden, der innerhalb der Frist des 5 73 Abs, 1

Satz 2 des G 131 einen Befreiungsantrag gestellt habe;

er unterliege daher ab 1„ April 1951 nicht der Arbeits-

vlosenversicherungspflicht°

Revision wurde zugelassen,.

Die Beigeladene legte gegen das Urteil des LSG form— und

‘fristgerecht Revision ein, Nach ihrer Auffassung unter—

—liegt der Kläger in seiner Beschäftigung als Grenzgänger
.gemäß 5 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des

AVAVG (4° DVG) der Versicherungspflicht in der Arbeits—

.losenversieherung° Diese sei davon abhängig, daß eine

vergleichbare Beschäftigung bei Ausübung im Geltungsbereich
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des AVAVGversicherungspflichtig Wäre, daß also keine
Umstände vorlägcn, welche die Versicherungsfreiheit kraft

Gesetzes auslösten° Als zweifelhaft müsse angesehen werden,

ob die Tatsache, daß der Grenzgänger bei einer vergleich;

bercn Beschäftigung im Inland sich auf Antrag von der

Vers'cherungspflicht befreien lassen könne, berücksichtigt

‘werden dürfe, Die bloße Wehrschcinlichkeit eines solchen

Antrags bei einer Inlandsbcschäftigung schließe aber in

keinem Fall die Versicherungspflicht nach @ 1 der 4. BVG

aus. Deshalb habe das LSG seine Entscheidung nicht auf

die Vermutun stützen dürfen, der Kläger hätte bei einer
Beschäftigung im Inland fristgerechte Befreiung in der
(rankenvcrsichcrung beantragt. Da er seinerzeit nur

einen Anspruch auf Übergangsgehalt von 239,34 DMmonat—
lich besaß, müsse vielmehr angenommen werden, daß er

bei einer Beschäftigung im Geltungsbereich des AVAVG

keinen Antrag auf Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht gestellt hätte° Auf den Versicherungsschutz der

Arbeitsloscnversicherung dürfte er ebenfalls nicht ver-

zichtet haben, da er von ihr nur befreit werden wolle,

weil er glaube, Bezieher von Übergangsgehalt nach dem

G 131 hätten keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld.
Eine Befreiung des Klägers von der Versicherungspflicht

in der Arbeitslosenversieherung könne auch nicht mittel-
bar aus @ 73 des G 131 hergeleitet werden, da das AVAVG

keine Vorschriften für die Befreiung von der Arbeits—
losenversicherung auf Antrag kenne. Eine.Befreiung des

Klägers von der gesetzlichen Krankenversicherung sei '
nicht möglich, da seine'Beschäftigung im Ausland gemäß

5'165 Abs. 1 Nr° 1 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

nicht der Krankenversicherungspflieht unterliege°
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III„

Die Beigeladene beantragt,
.

das angefochtene Urteil sowie das Urteil

des Sozialgerichts Freiburg vom
24; Juli 1959

151 aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Der Kläger beantragt,

? die ReVision der Beklagten (soll heißen:

j“ ider Beigeladenen) als unbegründet zurück-
_.1 'zuweisen„ ‘

‘Er hält die Entscheidungsgründe des LSG für zutreffend.

Insbesondere habe dieses den mutmaßlichen Willen des
Klägers richtig ausgelegt und festgestellt} Im übrigen

habe der Gesetzgeber die Möglichkeit der Befreiung nicht

von der Höhe der Versorgungsleistung (Übergengsgehalt)
abhängig gemacht° '

Die nach@162Abs„ 1 Nr. 1 sec statthafte Revision ist
zulässig, konnte jedoch keinen Erfolg haben°

Der Kläger unterfällt als Grenzgänger gemäß 5 1 des

Übereinkommens zwischen dem Deutschen Reich und der

Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Arbeitslosen—

vereicherung_der Grenzgänger vom 4„ Februar 1928 (RGB1 II
311) hinsichtlich der Arbeitslosenversicherung den Vor—

schriften des AVAVG. Nach 5 1 der 4° DVG (Verordnung zu
5 197 Abs„ 3 und 4 AVAVG) vom 18° April 1958 (BGBl I 304)

.sind Grenzgänger für den Fall der Arbeitslosigkeit ver—
eiehert, wenn eine vergleichbare Beschäftigung bei Aus—

übung im Geltungsbereich des AVAVG versicherungspflichtig

wäre° Falls der Kläger als Schreinermeister in der Bundes»

republik in einem Beschäftigungsverhältnis stehen_Würdc.

wäre er nach 5 56 AVAVG also arbeitsldsenversicherungs-

ypfliehtig. Alsdann hätte er sich gemäß 5 73 des G 131 auf
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IVo

Grund eines Antrags von der Versicherungspflicht in der

Sozialversicherung und damit von der Arbeitslosenversi—

cherungspflicht befreien lassen können, da gemäß 5 56

Abs. 1 Nr° 1 oder 2 AVAVG eine Befreiung von der Kran—

ken— oder Angestelltenversicherungspflicht die Befreiung

von der Arbeitslosenversicherungspflicht zur Folge hat.

Der Gesetzgeber geht in‘5 73 des G 131 dabei von dem all—
gemeinen Grundsatz des Sozialversicherungsrechts aus, daß

eine Versicherungspflicht dann nicht gegeben ist oder

eine Befreiung davon geboten erscheint, wenn die Alters—
und Hinterblicbenenversorgung in anderer Weise; insbe-

sondere durch beamtenrechtliche Vorschriften, sicher—

gestellt ist (Brosche, Gesetz zu Art. 131 GG, @ 73 Anm„3)°

Bei dem Kläger als Beamten z.Wv. ist die Alters- und
Hinterbliebenenversorgung durch die beamtenrechtlichen

Vorschriften sichergestellt‚ Daher wird nach Auffassung
des_Senats kein sachbedingter oder vernunftgerechter

Grund ersichtlich, warum der Kläger bei der Anwendung

des @ 73 des G 131 schlechter gestellt und ihm die Mög—

lichkeit eines Befreiungsantrags nur deshalb genommen
sein sollte, weil er nicht im Inland„sondern als Grenz—

gänger in der Schweiz arbeitetc Der Wortlaut des 5 73

des G 131 bietet hierfür keine Anhaltspunkte. Er setzt

für_die Befreiung von der Versicherungspflicht eine nach
sozialversicherungsreehtlicheh Vorschriften versicherunge-

lpflichtige Beschäftigung außerhalb des öffentlichen
Dienstes voraus° Als Grenzgänger ist der Kläger kraft.

ausdrücklicher Regelung zwar nur in der Arbeitslosen—
versicherung versieherungspflichtig. Er geht aber‘ '

einer nach sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften
versicherungenflichtigeh Beschäftigung nach. Denn soweit

der Gesetzgeber die Arbeitslosenversieherung nicht beson-

ders erwähnt (wie in den vom LSG aufgeführten Beispielen),
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ist
f jedenfalls bei Beschäftigungsverhältnissen’berufs—

mäßiger Arbeitnehmer, für die in bezug auf Versicherungs-

pflicht oder Versicherungsireiheit eine_Vergünstigung

eröffnet wird —davon auszugehen, daß er die Arbeitslosen;
versicherung von dem Begriff Sozialversichcrung im weitcren‚

v Sinne ebenfalls mit umfaßt wissen wollte„ Im vorliegenden

Falle spricht hierfür auch schon terminelogisch, daß der

Mortlaut des 5 73 Abs° 1 des G 131 auf die Befreiung von der

"Versicherungs flieht", nicht aber von der "Sozialversiche—

rungspflicht" abstelltä

Das AVAVG enthält nun allerdings keine den @@173, 1230 BVG

und @7 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) ent—
sprechenden Vorschriften° Daher.wird es bisweilen (vgl°

Anders, Gesetz_zu Artikel 131 GG, 4° Aufl° @ 73 S° 375

Anno 6) für zweifelhaft gehalten, ob eine Befr iung in

der Arbeitsloscnversicherung möglich ist, wenn Versiche—

rungs pflicht in der Kranken— und Rentenvers icherung der

Angestellten nicht besteht„ Der erkennende Senat ist jedoch

mit Odendahl (vgl
0 Bei tragsrecht 1961, S0 65, 69) und mit.

dem SG München (vgl° Beitra sreeht 1961, So 89, 90) der,
Auffassung, daß die hinsichtlich der Befreiung von der

Versicherung Mpfl cht auf Antrag in der Arbeits losenversichc—

rung allein bestehende geseutzlio he LüCke von dem Gesetz-

geber des @ 131 nicht beabsichtigt oder gewollt war°
Diese ist deshalb im Wege der richtcr lichen Rechtsfindung
nach dem mutmaßlichen v’illen des Gesetzgebers analog aus-
zufüllen (vglo_BSG 6, 211)° Aus der Erwägung heraus daß

der Trä ger der gesetzlichen Krankenversichcrung über den

Antrag auf Befreiung von der KrankenVersicherung un“ vor

dem 1° Zärz 1957 auch über Anträge auf Befreiung von der
Angcstelltenversicherungspflicht zu entscheiden hatte,

ist deshalb 5 73 des G 131 dahin zu ergänzen, daß auch
über den Antra auf Befreiung von der Arbeitslosenversi—-

eherungsp flieht allein — bei Versicherungsfreihei t in
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der Sozialversicherung sonst — der Träger der gesetz-

lichen Krankenversicherung zuständig ist° Eine solche Er—
gänzung des Gesetzes entspricht der Analogie des Rechts—

zustandes vor dem 1. März 1957 für den unter des G 131 fal-

lenden Personenkreis. Dieser Rechtsfindung steht die Neu—

fassung der Verwaltungsvorschriften zu @@72 - 74 des G 131

vom 5. Januar 1961 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr° 9 vom

13° Januar 1961)‘HiCht entgegen, die zu 5 73 Nr° 5 Abs° 2

besagen: "Die Befreiung von der Versieherungspflicht in

der gesetzlichen Krenkenversicherung bewirkt zugleich

-B3freiung von der Versicherungspflicht in der Arbeits-

lesenversicherung„ Gleiches bewirkt die Befreiung von

_
der Versicherungspflieht in der Rentenversieh‚erung der

.Angestellten, wenn wegen Überschreitung der Jahresarbeits—

verdienstgrcnze eine Versicherungspflicht in_der gesetz-

lichen Krankenversieherung nicht besteht. Einelkfreiung

von der Versicherunäspflicht allein in der Arbeitslosen—

versieherung ist nicht zulässig"‚ Jene Verwaltungsvor-

schriften sind als verwaltungsinterne Anordnungen für

die Gerichte ohne bindende Wirkung. Aus ihnen ergibt sich
außerdem lediglich, daß bei Kranken— oder Angestellten—

versicherungspflicht eine Befreiung allein in der Ar—

beitslosenversicherung nicht eröffnet werden soll"

Ob dies indessen auch für jenen Fall gelten kann, daß
die Arbeitslosenversieherungspflicht allein besteht, ist

aus den Verwaltungsvorschriften überhaupt nicht zu ent—

nehmen„' '

Ziel und Zweck der in 5 73 des G 131 getroffenen Regelung

ist es, der freien Entscheidung des Beamten z.Wv‚ zu

überlassen, ob er unter dem sozialen Versieherungsschutz
stehen will oder nicht. Da diese seine Entschließung sich

nur verwirklichen läßt, wenn der Kläger trotz Nichtbestehens

einer renken— oder Angesteiltenversicherüngspflicht die
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_ 10 _

Möglichkeit erhält, sich von der Arbeitslosenversicherungs—

pflicht befreien zu lassen, hat ihm die Krankenkasse im

Antragsvegc eine entsprechende Befreiung zu gewähren„

5 1 der 4. VÖ
zur Durchführung dCS'AVAVG schließt nicht'

aus, daß ein Grenzgänger, der dem Personenkreis nach G 131

zugehört, von der Pflicht zur Arbeitslosenversicherung

auf Antrag befreit wird, wenn die sonstigen Voraussetzungen

des 5 73 G 131 erfüllt sind„ '

‘!

Die Revision der Beigeladenen war nach alledem zurück-

lzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG°
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